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Die Europäische Kommission (vgl. PM vom 15.5.2025) ist vorläufig zur Auffassung gelangt, dass TikTok der Verpflichtung des

Gesetzes über digitale Dienste (DSA) nicht nachkommt, ein sog. Repository für Werbung zu veröffentlichen. Sie hat das Un-

ternehmen davon in Kenntnis gesetzt. Henna Virkkunen, Exekutiv-Vizepräsidentin der EU-Kommission und zuständig für

technologische Souveränität, Sicherheit und Demokratie, erklärte: „Transparenz in der Online-Werbung – wer zahlt und wie

Zielgruppen angesprochen werden – ist für die Wahrung des öffentlichen Interesses von wesentlicher Bedeutung.“ Ein sol-

cher Anzeigenspeicher sei für Forschende und die Zivilgesellschaft wichtig, um Betrugsanzeigen, hybride Bedrohungskam-

pagnen sowie koordinierte Informationsoperationen und gefälschte Werbung, auch im Zusammenhang mit Wahlen, zu er-

kennen. Virkkunen sagte: „Unabhängig davon, ob wir die Integrität unserer demokratischen Wahlen verteidigen, die öffent-

liche Gesundheit schützen oder Verbraucherinnen oder Verbraucher vor Betrugsanzeigen schützen, haben die Bürgerinnen

und Bürger das Recht zu wissen, wer hinter den Botschaften steckt, die sie sehen. Unserer vorläufigen Ansicht nach hält sich

TikTok in Schlüsselbereichen seines Werbe-Repositorys nicht an das Gesetz über digitale Dienste und verhindert die vollstän-

dige Überprüfung der Risiken, die durch seine Werbe- und Targeting-Systeme entstehen.“ Die Kommission habe festgestellt,

dass TikTok nicht die erforderlichen Informationen über den Inhalt der Anzeigen, die von den Anzeigen angesprochenen

Nutzer und die für die Anzeigen bezahlten Nutzer bereitstellt. Darüber hinaus erlaube der Anzeigenspeicher von TikTok der

Öffentlichkeit nicht, auf der Grundlage dieser Informationen umfassend nach Werbung zu suchen, wodurch der Nutzen des

Tools eingeschränkt wird. Die vorläufigen Feststellungen der Kommission beruhen auf einer eingehenden Untersuchung, die

u. a. die Analyse interner Unternehmensdokumente, die Erprobung der Tools von TikTok und Interviews mit Experten auf

diesem Gebiet umfasste. Mit der Übermittlung vorläufiger Feststellungen teilte die Kommission TikTok ihre vorläufige Auffas-

sung mit, dass sie gegen das Gesetz über digitale Dienste verstößt. Dies gelte unbeschadet des Ergebnisses der Untersu-

chung. Sollte sich die vorläufige Auffassung der Kommission letztlich bestätigen, kann die Kommission eine Entscheidung

über die Nichteinhaltung erlassen, mit einer Geldbuße bis zu 6 % des weltweiten Jahresumsatzes des Anbieters. Zudem

könnte ein erweiterter Überwachungszeitraum ausgelöst werden, um zu gewährleisten, dass die Maßnahmen, die das Unter-

nehmen zu ergreifen beabsichtigt, auch umgesetzt werden. Die Kommission kann auch Zwangsgelder verhängen, um eine

Plattform zur Einhaltung zu zwingen. Vgl. zum DSA auch Wegmann/Kehl, BB 2024, 387 ff.

Uta Wichering,

Ressortleiterin
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Entscheidungen
EuGH: Werbeaussage mit Hinweis auf be-

stimmte Zahlungsmodalität als „Angebot

zur Verkaufsförderung“ (Bonprix)

Art. 6Buchst. cderRichtlinie2000/31/EGdesEuro-

päischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni

2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der

Dienste der Informationsgesellschaft, insbeson-

deredes elektronischenGeschäftsverkehrs, imBin-

nenmarkt („Richtlinie über den elektronischen Ge-

schäftsverkehr“) ist dahin auszulegen, dass eine

WerbeaussageaufderWebsiteeines imOnlinehan-

del tätigen Unternehmens, mit der auf eine be-

stimmteZahlungsmodalitäthingewiesenwird,un-

ter den Begriff „Angebot zur Verkaufsförderung“

imSinnedieserBestimmungfällt, soferndieseZah-

lungsmodalität demAdressatendieser Aussageei-

nen objektiven und sicheren Vorteil verschafft, der

sein Verhalten bei der Entscheidung für eine Ware

oderDienstleistungbeeinflussenkann.

EuGH, Urteil vom 15.5.2025 – C-100/24
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-1217-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Zeitnahe Nachreichung einer nach

§ 17 Abs. 2 S. 1 UmwG der Anmeldung

einer Umwandlung beizufügenden Schluss-

bilanz des übertragenden Rechtsträgers

Die nach § 17 Abs. 2 Satz 1 UmwG der Anmel-

dung einer Umwandlung beizufügende Schluss-

bilanz des übertragenden Rechtsträgers kann

auch nachgereicht werden, sofern dies zeitnah

nach der Anmeldung geschieht. Das gilt unab-

hängig davon, ob die nachgereichte Schlussbi-

lanz im Zeitpunkt der Anmeldung bereits erstellt

war.

BGH, Beschluss vom 18.3.2025 – II ZB 1/24
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-1217-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Keine Wiedereinsetzung von Amts

wegen

Eine Wiedereinsetzung von Amts wegen kommt

nicht in Betracht, wenn die Partei ausdrücklich

und unmissverständlich erklärt, die Wiederein-

setzung werde nicht beantragt, und daran nach

einem Hinweis des Gerichts festhält.

BGH, Beschluss vom 8.5.2025 – V ZB 44/24
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-1217-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Fortsetzung einer zur Auseinanderset-

zung des Vermögens einer aufgelösten GbR

angeordneten Teilungsversteigerung eines

Grundstücks

Die zur Auseinandersetzung des Vermögens ei-

ner aufgelösten GbR angeordnete Teilungsver-

steigerung eines Grundstücks ist jedenfalls dann

fortzusetzen, wenn der Auflösungsgrund vor

dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Modernisie-

rung des Personengesellschaftsrechts am 1. Ja-

nuar 2024 eingetreten und der Antrag auf Tei-

lungsversteigerung vor diesem Zeitpunkt ge-

stellt worden ist.

BGH, Beschluss vom 20.3.2025 – V ZB 32/24
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-1217-4

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Glaubhaftmachungsanforderungen

bei Wiedereinsetzungsantrag

Begehrt eine Partei Wiedereinsetzung in den vo-

rigen Stand, hat sie einen Verfahrensablauf vor-

zutragen und glaubhaft zu machen, der ein Ver-

schulden ihres Prozessbevollmächtigten an der

Nichteinhaltung der Frist zweifelsfrei ausschließt

(BGH, Beschluss vom 6. September 2023 – IV ZB

4/23, NJW 2023, 3432 Rn. 11 mwN). Der Vortrag,

in der Kanzlei des Prozessbevollmächtigten wer-

de vor Büroschluss noch einmal kontrolliert, „ob

alle Fristsachen erledigt sind“, impliziert nicht,

dass die spezifischen, nach der Rechtsprechung

des Bundesgerichtshofs an eine wirksame Aus-

gangskontrolle gestellten Anforderungen erfüllt

worden sind; er ist damit nicht geeignet, ein Ver-

schulden der Prozessbevollmächtigten der Partei

an der Nichteinhaltung der Frist zweifelsfrei aus-

zuschließen.

BGH, Beschluss vom 25.2.2025 – VI ZB 36/24
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-1217-5

unterwww.betriebs-berater.de
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